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210 Verordnung 


zur Regelung der Strafbefugniſſe der Preisprüfungsſtelle. 
Vom 23. Auguſt 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffern 22, 65 und 89 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 

8 1 

Die beim Senat eingerichtete Preisprüfungsſtelle wird ermächtigt, Unterwerfungsverhandlungen 
aufzunehmen und, ſofern die Verſtöße nicht erheblicher Art ſind, ſelbſt Strafen zu verhängen, wenn 
Zuwiderhandlungen gegen folgende Verordnungen oder Anordnungen zu ahnden ſind: 


1. Zuwiderhandlungen gegen die Verordnungen, die der Senat zur Bekämpfung ungeſunder 
Preisbildungen oder zur Verhinderung ungeſunder wirtſchaftlicher Erſcheinungen, die mit der 
Preisgeſtaltung oder der Verknappung von Waren zuſammenhängen, erlaſſen hat und noch 
erläßt. “) 

2. Zuwiderhandlungen gegen die Verordnungen oder Anordnungen, die die Preisprüfungsſtelle 
auf Grund der Dritten Verordnung zur Erhaltung und Vermehrung von Arbeitsgelegenheiten 
vom 15. Auguſt 1933 Abſchnitt VIII (G. Bl. S. 383) erlaſſen hat und noch erläßt. 

3. Zuwiderhandlungen gegen die Verordnungen oder Anordnungen, die die Preisprüfungsſtelle 
auf Grund der Verordnung zur Verhinderung ungerechtfertigter Preisſteigerungen vom 1. Mai 
1935 (G. Bl. S. 611) erlaſſen hat und noch erläßt. 

4. Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen der Verſorgungsverbände, ſoweit dieſe Anordnungen 
Preisfeſtſetzungen zum Gegenſtand haben oder ungeſunde wirtſchaftliche Erſcheinungen, die 
mit der Preisgeſtaltung oder der Verknappung von Waren zuſammenhängen, verhindern 
ſollen. 

Die Entſcheidung darüber, ob eine Zuwiderhandlung nicht erheblicher Art iſt, liegt der Preis⸗ 
prüfungsſtelle ob. 
8 2 
Die von der Preisprüfungsſtelle in der Unterwerfungsverhandlung feſtzuſetzende Strafe darf nicht 
10000,— G überſchreiten. Soweit die Preisprüfungsſtelle Verſtöße nicht erheblicher Art ſelbſt be⸗ 
ſtraft, darf dieſe Strafe nicht 1000,— G überſteigen. 


) Anmerkung: 


Bisher ſind folgende Verordnungen mit der im Abſatz 1) bezeichneten Zweckbeſtimmung erlaſſen worden: 
a) Verordnung zur Verhinderung ungerechtfertigter Preisſteigerungen vom 1. Mai 1935 (G. Bl. S. 611) 


b) Verordnung betr. die vorübergehende Schließung von Ladengeſchäften und ſonſtigen offenen Verkaufsſtellen 
dum 1. Mal 1888 (G. Bl. S. i 8g geichäf ftigen off ff 


c) Verordnung über die Preisſtellung und Auszeichnung von Waren in Gulden vom 4. Mai 1935 (G. Bl. S. 619) 
d) Zweite Verordnung zur Verhinderung ungerechtfertigter Preisſteigerungen vom 4. Mai 1935 (G. Bl. S. 619) 
e) Verordnung zur Verhinderung der Hamſterei vom 6. Mai 1935 (G. Bl. S. 621) 


f) 8 zur Bekämpfung unlauterer Machenſchaften auf dem Gebiet des Warenhandels anläßlich der Um 
bewertung des Danziger Guldens vom 7. Mai 1935 (G. Bl. S. 621) 


g) 1805 (8.20 1 Verhinderung ungerechtfertigter Mietzinsſteigerungen und Mietskündigungen vom 15. Mai 
647). 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 9. 1936.) 


* prüfungsitelle finden die Vorſchriften des 8 413 
Abs. 3, 4 und der $$ 414 bis 418 der Strafprozeßordnung ſowie des Artikels VII der Zweiten Ver⸗ 
rdnung betreffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege vom 16. September 1932 
5. Bl. S. 697) entſprechende Anwendung. a a — 
BER 1 „ 8 4 * 08 1 


Dieſe Verordnung findet auch auf zur Zeit ſchwebende Verfahren, die noch nicht durch ein rechts⸗ 
äftiges Urteil des ordentlichen Gerichts abgeſchloſſen ſind, Anwendung. ö 


—— 8 5 
Die Beitreibung der feſtgeſetzten Strafen erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 01 
N 5 8 6 ae de gun z 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Im gleichen Zeitpunkt treten die Verordnung über Straffeſtſetzung durch die Preisprüfungsſtelle 
m 5. Juni 1935 (G. Bl. S. 695) und die Verordnung zur Abänderung der Verordnung über 
affeſtſetzung durch die Preisprüfungsſtelle vom 6. Juni 1935 (G. Bl. S. 717) außer Kraft. 


Danzig, den 23. Auguſt 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer Huth 


